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qu’ils préconisaient pourrait à bon droit être prise en fort mauvaise part. Nous ne nous sommes pas 
refusés, en revanche, à admettre qu’une occasion favorable pourrait être saisie pour faire connaître 
à Vienne l’heureuse impression de détente et d’apaisement que causeraient en Suisse des mesures 
de clémence envers les adversaires du Gouvernement qui sont actuellement détenus et paraissent 
menacés de peines très rigoureuses.

Nous vous serions très reconnaissants, dans ces conditions, de vous exprimer dans le sens de ce 
qui précède si les circonstances vous permettent de le faire sans donner à votre communication un 
caractère trop appuyé. Nous n’avons pas besoin de vous recommander d’éviter tout ce qui pourrait 
être considéré comme une intervention indiscrète dans les affaires intérieures de l’Autriche et de 
donner à vos paroles le ton le plus amical.

Il nous semble, toutefois, qu’au cours d’un entretien que vous pourriez avoir avec M. Dollfuss ou 
l’un de ses collaborateurs immédiats pour un autre objet, vous pourriez trouver le moyen d’indiquer 
de la façon la plus aimable le sentiment de soulagement avec lequel la population suisse apprendrait 
que le Gouvernement autrichien s’est senti assez fort pouf user de clémence envers ses adversaires. 
Nous vous autorisons à ajouter qu’en vous exprimant de la sorte, vous savez être l’interprète de sen­
timents qui se sont reflétés dans les communications que vous avez reçues de notre part. Vous évite­
rez, en revanche, de dire expressément que vous êtes chargé d’une déclaration de ce genre.
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Procès-verbal de la séance du 16 février 19341

305. Ungarn-Clearingabkommen

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 13. Februar 1934

Das Volkswirtschaftsdepartement berichtet:
«Nachdem auf Grund des Clearingabkommens mit Ungarn vom 28. Juli 1933, 

welches der Bundesrat in seiner Sitzung vom 18. August genehmigt hatte2, die 
Guthaben der schweizerischen Exporteure in Ungarn völlig abgetragen werden 
konnten, wenigstens soweit sie bei der Ungarischen Nationalbank einbezahlt 
waren, ergab sich die Möglichkeit, die Verhandlungen mit Ungarn für die Neu­
gestaltung des Clearingverkehrs aufzunehmen. Diese Verhandlungen begannen 
zwischen einer schweizerischen und einer ungarischen Delegation am 25. Januar 
und führten am 7. Februar 1934 zum Abschluss eines neuen Vertrages, den wir in 
der Anlage beifügen.

Bereits Anfang Oktober waren Verhandlungen mit Ungarn in Zürich aufge­
nommen worden, die jedoch sofort abgebrochen werden mussten, weil sich 
Ungarn damals noch kategorisch weigerte, schweizerische Finanzforderungen im 
Clearingverkehr oder überhaupt im Warenverkehr zur Abzahlung zu bringen. 
Unser Begehren auf Einbeziehung der Finanzforderungen musste jedoch 
aufrecht erhalten werden, weil die Berücksichtigung derselben im Clearingver­
kehr für eine Reihe schweizerischer Banken von grösster Bedeutung ist und auch

1. Absent: Mus y.
2. DDS vol. 10, n. 318, n. 1.
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unsere Zahlungsbilanz dadurch beeinflußt wird. Die schweizerischen Finanzfor­
derungen gegen Ungarn belaufen sich nämlich auf rund Fr. 3 30 Millionen, wovon 
Fr. 189 Millionen auf Kredite und Vorschüsse der Banken und Fr. 141 Millionen 
auf schweizerischen Titelbesitz entfallen. Angesichts dieser Ziffern war es völlig 
unmöglich, weiterhin grosse Bezüge in Ungarn zu tätigen und der Ungarischen 
Nationalbank, wie bisher, einen Drittel des Gegenwertes der ungarischen Ein­
fuhr, bezw. bis Juli 1933 sogar zwei Drittel derselben, zur freien Verfügung zu 
überlassen, ohne dass an die schweizerischen Finanzgläubiger auch nur die 
geringsten Zahlungen geleistet worden wären.

Nach dem Abbruch der Verhandlungen im Oktober wurden dieselben auf 
schriftlichem Wege fortgesetzt, bis sich schliesslich Ungarn dazu bequemte, auf 
unsere Begehren einzutreten. So konnten wir dann die Verhandlungen am 25. Ja­
nuar mit der Gewissheit aufnehmen, dass von Seiten Ungarns die Berücksichti­
gung der schweizerischen Finanzguthaben im Warenverkehr bestimmt gewährt 
werde.

Unser Wunsch wäre es gewesen, für die schweizerischen Finanzinteressen im 
Clearingverkehr mit Ungarn eine bestimmte Quote anzusetzen, ähnlich wie dies 
im Vertrag mit Rumänien zur vollen Zufriedenheit von Export- und Finanzgläu­
bigern geschehen ist. Die ungarische Delegation konnte jedoch diesem Begehren 
nicht Folge leisten, weil gewisse Bindungen an die englischen und amerikanischen 
Finanzgläubiger eine derartige Berücksichtigung der Finanzinteressen in einem 
allgemeinen Clearingvertrag zur Zeit noch verhindern...

Angesichts dieser internationalen Bindungen Ungarns haben wir uns schliess­
lich damit abgefunden, einen gewissen Teil der ungarischen Warenlieferungen 
nach der Schweiz zugunsten der Abtragung von Finanzforderungen auszuschei­
den. Es handelt sich im besondern um 3000 Wagen Weizen, die dergestalt aus 
dem Warenclearing herausgenommen und den Finanzgläubigern zur Verfügung 
gestellt worden sind. Es ist dies die Hälfte des gesamten Weizenbezuges von 6000 
Wagen, den wir bis zum 30. Juni dieses Jahres tätigen können. Dabei ist vorgese­
hen, dass eventuell auch ein Teil oder die Gesamtmenge der weitern 3000 Wagen 
Weizen für die Zahlung von Finanzforderungen verwendet werden kann, wenn 
die übrigen Warenbezüge genügen, um die Bezahlung der schweizerischen Aus­
fuhr nach Ungarn im Umfange von rund 4 Millionen in der Zeit vom 20. Februar 
bis zum 30. Juni sicherzustellen.

[ . . . ]
Als ein entschiedener Erfolg kann die Neufestsetzung der Clearingspitze 

gewertet werden, die der Ungarischen Nationalbank zur Verfügung gestellt wer­
den muss. W ährend dieselbe beim ursprünglichen schweizerisch-ungarischen 
Clearingabkommen 66%% der ungarischen Einfuhr betragen hatte, ist es nun­
mehr in zähen Verhandlungen gelungen, diese Spitze auf 10% herabzudrücken. 
Allerdings ist im Vertrag in Artikel 6, Ziffer 3 ein Prozentsatz von 20% stipuliert. 
Allein in einem vertraulichen Protokoll (Anlage 1 zum Vertrage) ist vereinbart, 
dass von diesen 20% nur 10% der Ungarischen Nationalbank überlassen werden, 
während 10% für die Finanzierung des schweizerischen Exportes oder für die 
Begleichung anderer Zahlungen Ungarns in der Schweiz verwendet werden müs­
sen. Unter diesen ändern Zahlungen sind in erster Linie Zahlungen zugunsten 
ungarischer Feriengäste und Studenten in schweizerischen Instituten und
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Hochschulen verstanden. Da diese Zahlungen nur mit dem Einverständnis unse­
rer Nationalbank vorgenommen werden können, besitzt die letztere stetsfort die 
Kontrolle über die Verwendung dieser 10%.

[ . . . ]

Für die Bezahlung der schweizerischen Finanzforderungen mit Hilfe der 
bereits erwähnten 3000 Wagen Weizen ist ein besonderer Vertrag abgeschlossen 
worden. Derselbe führt diejenigen Finanzguthaben auf, welche mit Hilfe der Wei­
zenlieferungen getilgt werden sollen. Kurz umschrieben, handelt es sich dabei zur 
Hauptsache um Zinsen von kurzfristigen Guthaben. Leider war es nicht möglich, 
auch die Coupons der ungarischen Anleihen in das Abkommen einzubeziehen, 
weil die zur Verfügung stehenden Beträge hiefür einfach nicht reichten. Wir mus­
sten uns infolgedessen damit begnügen, im Rahmen des Möglichen die fälligen 
und bei der Ungarischen Nationalbank bereits einbezahlten Zinsbeträge zur 
Abtragung zu bringen. Diese Zinszahlungen werden besonders auch der Volks­
bank und der Genfer Diskontobank zustatten kommen.

Das neue Abkommen soll am 20. Februar in Kraft treten mit einer Gültigkeits­
dauer, die vorläufig auf den 30. Juni 1934 angesetzt ist.

Da die ungarische Regierung im Laufe des letzten Jahres sehr scharfe Kontin­
gentierungsmassnahmen ergriffen hatte, welche besonders auch die Ausfuhr 
unserer Textilindustrie nach Ungarn stark abdrosselte haben wir die Gelegenheit 
der Verhandlungen benützt, um auch die Kontingente für die an der Ausfuhr 
nach Ungarn interessierten schweizerischen Artikel auf einem Niveau vertraglich 
festzusetzen, das unseren Exportinteressen gerecht werden dürfte. Die Fixierung 
der für die schweizerische Ausfuhr nach Ungarn vorgesehenen Kontingente 
ergab bedeutende Schwierigkeiten und musste durch mehrmalige Drohung eines 
völligen Abbruchs unserer Handelsbeziehungen erzwungen werden. Ungarn 
stellte dann allerdings auch gewisse Gegenforderungen, die wir jedoch nur inso­
weit erfüllten, als es mit den Interessen unserer Inlandsproduktion vereinbar 
war...

Das neue Abkommen mit Ungarn darf als ein grosser Fortschritt im Handels­
verkehr mit Ungarn bezeichnet werden und wird aller Voraussicht nach den 
schweizerischen Interessen im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten durchaus 
gerecht.»

Antragsgemäss wird daher

beschlossen:

Dem Zahlungsabkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und dem Königreich Ungarn vom 7. Februar 1934 wird die Genehmigung erteilt3 
und gleichzeitig beschlossen, dass auch auf dieses Abkommen der Bundesrats­
beschluss vom 14. Januar 19324 samt seiner Ergänzung vom 13. Oktober 19325 
anwendbar ist.

3. Texte complet et annexes confidentielles inE  2001 (C) 4 /169 . Voir aussi RO, 1934, vo l.50, 
pp. 201—203. L ’accord est prolongé à plusieurs reprises.
4. Arrêté du Conseil fédéral relatif à l ’exécution des accords conclus avec différents pays pour 
régler les paiements résultant du commerce des marchandises (RO, 1932, vol. 48, pp. 29—32).
5. RO, 1932, vol. 48, p. 702.
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